
Firmen fürchten sich vor Mogeleien und 
der «grossen finanziellen Belastung» 
Die Wirtschaftskammer bemängelt die Finanzierung der Elternzeit – und dass die Vorlage das Missbrauchspotenzial aussen vor lässt. 
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Nachdem die Gewerkschaft 
LANV, der Verein für Men-
schenrechte (VMR), die IG El-
ternzeit und weitere Gruppen 
nach Ende der Vernehmlas-
sungsfrist ihre Meinung zum 
geplanten Elternurlaub kund-
getan haben, reicht nun die 
Wirtschaftskammer ihre Stel-
lungnahme nach. Ihre wichtigs-
ten Kritikpunkte und Forderun-
gen im Überblick – und was die 
Arbeitgeberseite am Regie-
rungsvorschlag befürwortet:   

Die Vergütung an Eltern 
geht in Ordnung 

Die Wirtschaftskammer sieht 
es positiv, dass von den geplan-
ten vier Monaten Elternzeit 
zwei Monate bezahlt werden (s. 
Box). Ebenfalls goutiert sie, 
dass die Vergütung an die 
Eltern 50 Prozent des durch-
schnittlichen massgebenden 
Monatslohns betragen soll. 

Fragen nach Kontrolle 
und Missbrauch … 

Andererseits stellt sich die 
Wirtschaftskammer die Frage, 
wie mit einem allfälligen Miss-
brauch umgegangen wird. 
«Wenn das Kind noch nicht  
drei Jahre alt ist, muss insbe-
sondere bei einem Stellen-
wechsel eines Elternteils ge-
währleistet werden, dass der  
Elternurlaub nicht doppelt 
bezo gen werden kann», heisst 
es in der Stellungnahme. 

… und dem Schutz der 
Arbeitgebenden 

Eine weitere Befürchtung der 
Wirtschaft: Eltern könnten 
nach dem Bezug der Elternzeit 

nicht mehr in die Firma zurück-
kehren. In diesem Zusammen-
hang stelle sich die Frage, ob es 
nicht auch einen Kündigungs-
schutz für den Arbeitgeber ge-
ben sollte – und wie sicherge-
stellt werden könne, dass der 
bezahlte Elternurlaub auch tat-
sächlich für die Kinderbetreu-
ung in Anspruch genommen 
werde. 

Nicht nur Arbeitgeber 
sollen zahlen 

Dass die Finanzierung der  
Elternzeit in vollem Umfang 
über die Familienausgleichs-
kasse (FAK) laufen soll, kriti-
siert die Wirtschaftskammer 
scharf: «Das können nicht 
nachvollziehen.» Schliesslich 
seien es hauptsächlich die Ar-
beitgeber, die die Beiträge an 
die FAK zahlen. Stattdessen 
fordert die Wirtschaftskammer 
eine paritätische Finanzierung – 
sowohl durch Arbeitgeber als 
auch Arbeitnehmer. 

Bedenken bezüglich 
Finanzen der FAK 

Das Konto der FAK ist aktuell 
gut gefüllt. Die Wirtschafts-
kammer hegt jedoch schon Be-
denken, was die Zukunft be -
trifft – vor allem, falls der be-
zahlte Elternurlaub dereinst 
noch weiter ausgebaut oder 
verlängert werden müsste. 
«Hat sich die Regierung Über-
legungen gemacht, wie sich die 
finanzielle Situation bei der 
FAK entwickeln wird?» 

Soll auch der Staat  
mitbezahlen? 

Unterm Strich sieht die Arbeit-
geberseite «eine grosse finan-
zielle, organisatorische und bü-

rokratische Belastung» auf die 
Unternehmen zukommen, vor 
allem auf die kleinen und mitt-
leren. Die Wirtschaftskammer 
schreibt: «Darum stellt sich be-
rechtigterweise die Frage, wel-
che Rolle der Staat hinsichtlich 
einer finanziellen Beteiligung 
an der Umsetzung der Eltern-
zeit hat.» 

Vaterschaftsurlaub wird 
kritisch beleuchtet 

Dass der Vaterschaftsurlaub 
zehn Arbeitstage am Stück dau-
ern soll, befürworten die Ar-
beitgeber. Aber auch hier wit-

tern sie ein Missbrauchspoten-
zial. Für den Vaterschaftsurlaub 
werde nicht verlangt, dass der 
Vater im gleichen Haushalt lebt 
wie das Kind. Wenn das nicht 
der Fall ist, fragt sich die Wirt-
schaftskammer: «Ist dann der 
Sinn und Zweck nach wie vor 
vorhanden? Wie wird hier ein 
allfälliger Missbrauch geprüft?» 
Ausserdem sei in einzelnen Ge-
samtarbeitsverträgen ein be-
zahlter Vaterschaftsurlaub be-
reits vorgesehen. Diese Tage 
sollten gemäss den Arbeitge-
bern vom zweiwöchigen Vater-
schaftsurlaub abgezogen wer-
den.

Unternehmen, Angestellte oder beide? Strittig ist noch, wer für die Kosten der bezahlten Elternzeit aufkommen soll. Bild: Keystone

Elternzeit: Das schlägt die Regierung vor 

Die Regierung schlägt einen 
viermonatigen Elternurlaub 
pro Elternteil vor. Davon sollen 
zwei Monate mit 50 Prozent des 
durchschnittlichen Monatslohns 
vergütet werden. Der Maximal-
betrag ist mit 2380 Franken ge-
deckelt – dieser Betrag ent-
spricht der AHV-Höchstrente in 
Liechtenstein. Die restlichen 
zwei Monate des Elternurlaubs 
sollen unbezahlt bleiben.  

Die Finanzierung wäre via 
Familienausgleichskasse vor-

gesehen. Bei dieser Variante 
rechnet die Regierung mit jähr-
lichen Kosten von rund 6,7 Mil-
lionen Franken.  

Der Vaterschaftsurlaub soll 
zwei zusammenhängende Wo-
chen bzw. zehn Arbeitstage 
dauern. Vergütet würde er mit 
80 Prozent des AHV-pflichtigen 
Lohnes. Die Finanzierung des 
Vaterschaftsurlaubs soll über 
die Krankenkasse laufen. Ge-
schätzte Kosten: rund 1,9 Millio-
nen Franken pro Jahr. (vb)


